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HerrHenny, die Baloise hat als
Miteigentümerin der Rhystadt
AG 120Millionen in
das Klybeckareal investiert.
Haben Sie diese Investition
in letzter Zeit bereut?
Nein, bereut nicht.Wir haben re­
lativviele Immobilienanlagen im
Bestand, die heutewichtigeMiet­
erträge für unsere Versicherten
einbringen.Waswir hiermit der
RhystadtAGmachen, ist ein sehr
langfristiges Engagement. Wir
möchten Wohnraum schaffen.
Als lokal ansässiger Versicherer
sehenwir uns in derVerantwor­
tung, diesen Stadtteil mitzuge­
stalten, damit aus dem Klybeck
ein durchmischtes, nachhaltiges
Quartier entsteht.

Als Basler Unternehmen
kennen Sie diese Stadt. Sind Sie
überrascht,wieweit die SPmit
ihren Forderungen bezüglich
Wohnschutz geht?
Wirhaben die Forderungen nicht
in diesemAusmass erwartet.Dass
es in diese Richtung geht, hat
sich jedoch schon länger abge­
zeichnet. In den letzten Jahren
wurdendieRahmenbedingungen
für Immobilienentwicklungen
immerweiter verschärft.

Beziehtman vor einer so
grossen Investition auch
mögliche zukünftige politische
Entwicklungen in seine
Erwägungen ein?
Man spielt natürlich verschiede­
ne Szenarien durch. Gerade bei
einem langfristigen Projektmuss
man mit gewissen Unsicherhei­
ten in der Planung umgehen
können. Das ist etwas anderes,
alswennman einfach eine Reno­
vation plant, deren Rahmenbe­
dingungen bekannt sind.

Welcheswar oder ist dasWorst-
Case-Szenario in IhremBusi-
nessplan?Waren die 50 Prozent
Kostenmiete,wie sie die Linke
fordert, damals ein Thema?
Nein, sie standen zum Zeitpunkt
des Kaufentscheids nicht zur
Diskussion. Wenn sich die Rah­
menbedingungen signifikant ver­
schlechtern, bedeutet das natür­
lich, dass man den ganzen Busi­
nessplan neu beurteilen muss.

Nehmenwir an,vor demKauf
wäre klar gewesen, dass auf
Transformationsarealen in
Basel-Stadt die Hälfte der
Bruttogeschossfläche in
Kostenmiete vermietetwerden
muss – die Forderungen der
Linkenwären also gesetzlich
vorgeschrieben gewesen.Hätten
Sie unter diesen Bedingungen
weniger für dasAreal geboten?
Davon kann man ausgehen, ja.

Wenn die Initiative «Basel baut
Zukunft» angenommenwird
und Sie zumSchluss kommen,
dass sich die Bebauung nicht
lohnt,wird das auch jeder
andere Investor so sehen.
Sprich: Den bezahlten Kaufpreis
bekommen Sie nichtwieder.
Das muss man beurteilen,wenn
die Situation eintritt. Und dann
auch die Alternativen prüfen.

Wie hoch ist die
Wahrscheinlichkeit, dass gar

keineWohnungen gebaut
werden, sollte die Initiative
angenommenwerden?
Das hängt von der Interpretation
der Initiative ab – so etwa davon,
wie stark in die Eigentumsrechte
eingegriffen wird.

Es steht auch zurDebatte,
die ausfallende Renditemit der
anderen Hälfte anWohnungen
aufzufangen. Generieren
Luxuswohnungen per se viel
höhereMargen?
Mehr Luxuswohnungen und da­
für mehr Geld einnehmen – das
funktioniert aus meiner Sicht
nicht unbedingt. Wir wollen ein
gut durchmischtes Quartier ha­
ben.Mit 50 Prozent Kostenmiete
wird dieses Ziel infrage gestellt.

DieVerwaltungsrats
präsidentin der Rhystadt AG hat
in dieser Zeitung geschrieben,
dass die Initiative zu einer
Zweiteilung desAreals in

einen «Luxusteil» und ein
Wohnghetto führenwürde.
Die Aussage ist sicherlich zuge­
spitzt formuliert, aber es ist ein
mögliches Szenario, dass es eben
nicht zu dervonuns angestrebten
guten Durchmischung kommt.
Die erwähnten Luxuswohnungen
müssteman dann auch nochver­
mieten oder als Stockwerkeigen­
tumverkaufen können.Vielleicht
noch ein Punkt zu preisgünstigen
Wohnungen: Die Baloise hat in
Basel rund 1300Wohnungen.Das
durchschnittlicheMietzinsniveau
unsererWohnungen liegt deutlich
unter dem Median der Mieten in
Basel-Stadt. Es gilt nach dem
Basler Modell als preisgünstig.

Als Investor kauft man eine
Liegenschaft, investiert Geld,
hat Entstehungskosten,
vermietet dann dieWohnungen
und legt Mietzinse fest, auf
denen es eine bestimmteMarge
gibt.Wiesomuss diese im Laufe
der Jahre erhöhtwerden?
Es sind viele Faktoren, die die
Mietzinsentwicklung beeinflus­
sen. Auch Renovationen …

…aber die sind in derMiete ja
mit einberechnet.
Ja, aber nur zum Teil. Nicht jede
künftige Renovation kann damit
finanziert werden.

Die Genossenschaften können
Renovationen finanzieren,
ohne dass sie die Mieten stark
erhöhenmüssen. Der
Umkehrschlusswäre, zu sagen,
dass Genossenschaften nie
renovieren.
Nein, das nicht. Renovationen
sind mietrechtlich klar geregelt
und sind nicht Treiber für Miet­
zinsanstiege. Es ist vor allem die
Verknappung des Angebots an
Wohnungen,welchedieMietzinse
in die Höhe treibt. Wir haben in
Basel-Stadt eine Leerstandsquo­
te von 1,1 Prozent.Mit rund 1000

neuen Wohnungen liesse sich
dieseVerknappung entschärfen.
Das einfachsteMittel, umweitere
Mietzinserhöhungen zu verhin­
dern, ist, mehr Wohnungen zu
bauen. Mit dem Klybeck gehen
wir genau in diese Richtung. Al­
lein auf demRhystadt-Teil rech­
nen wir derzeit mit über 3000
neuenWohnungen.

Das knappeAngebot ändert
doch aber nichts an Ihrer
Kostenstruktur. Nurweil es bei
der Konkurrenzweniger
Wohnungen gibt, heisst das
nicht, dass dasVermieten für
Sie teurerwird. DieMieten
erhöhtman,weil man es kann.
Wenn dasAngebot knapp und
die Nachfrage hoch ist, kann
manmehrMiete verlangen.
Natürlich spielt es immer eine
Rolle, was die momentane
Marktsituation hergibt.Wirmüs­
sen auch bei jeder Renovation
genau berechnen, wie viel wir
investieren undwie vielwirmiet­
rechtlich überwälzen können,
und uns die Frage stellen: Was
ist ein realistischer und fairer
Mietpreis?

EinTeil fliesst vielleicht in
Renovationen, einverstanden.
Ein andererTeil fliesst aber in
die Rendite. Hier stellt sich
die Frage: Ist es fair, ein Gut,
das die Leute konsumieren
müssen – ausser siewollen
obdachloswerden –, so stark
vomMarkt abhängig zu
machen? Das ist die Frage, die
sich die Linke stellt.
(irritiert) Letztlich müssen die
Parameter so sein, dass sie für
alle fair sind. Das bedeutet, dass
man auf dem Kapital eine ver­
nünftige Verzinsung hat. Wir
sprechen hier nicht über extrem
hohe Profite, sondern über lau­
fende Nettorenditen zwischen
zwei undvierProzent.Damit sind
wirweit weg von Spekulation.

Die BKB hat dazu eine
Marktanalyse verfasst und
geschrieben, dassman in der
Branche eigentlich fünf Prozent
Bruttorendite brauche, um
rentabel zu sein.Mit der
Kostenmietewäreman bei
höchstens zwei Prozent.Wie
viel Rendite brauchen Sie,
um die Renten aus der 2. und
der 3. Säule refinanzieren zu
können?
Wir rechnen mit einer modera­
ten Rendite zwischen zwei und
vier Prozent, um die Renten un­
serer Versicherten bezahlen zu
können.Die Investition auf dem
Klybeck macht 0,2 Prozent un­
serer gesamten Versicherungs­
anlagen aus.Aufgrund derDiver­
sifikation unseres Gesamtport­
folios wird dieses Investment
allein keinen massgeblichen
Einfluss auf die Altersvorsorge
der Versicherten haben. Aber:
Das langfristige Umfeld für
Investitionsentscheide istmass­
gebend, und hier machen wir
uns aufgrund der aktuellen po­
litischen Strömungen Sorgen
wegen der zukünftigenRahmen­
bedingungen.

Eine ähnliche Diskussionwie
in Basel findet derzeit auch in
Zürich, Bern und Genf statt – in
allen Städten.Was bewirkt das
langfristig?Werden Sie sich aus
den Städten zurückziehen?
Unter Investorenwird tatsächlich
diskutiert, sich aus den Städten
zurückzuziehen.

Ist es für gewinnstrebige
Investoren dennwirklich
nahezu unmöglich,
gemeinnützig zu bauen?
Da kommen wir nun ins Juristi­
sche hinein. Als Baloise können
wir ja keine Genossenschaft be­
sitzen. Wir müssten diesen Teil
des Lands abgeben oderverkau­
fen,was die ganze Sache unnötig
kompliziert macht.

Eine der Pensionskassen, die
wie Sie Aktien der Rhystadt AG
hält, vermietet auf einemAreal
in Bern 40 Prozent ihrer
Wohnungen in Kostenmiete.
Offenbar funktioniert das dort.
Ist das über eineGenossenschaft?

Nein. Sie halten sich einfach
an die Rahmenbedingungen
der Kostenmiete.
Wäre das für Sie per se
auchmöglich?
(überlegt)Als Private könntenwir
natürlich auch nach der Kosten­
miete rechnen. Es kommt jedoch
darauf an, wie man die Kosten­
miete definiert – nach dem
Modell des Bundes oder einem
anderenModell. Die Kostenmiete
nachdemWohnraumförderungs­
gesetz des Bundes ist fürSubven­
tionen vorgesehen. Das Basler
Modell, wonach preisgünstige
Wohnungen 25 Prozent unter
dem Marktmedian liegen müs­
sen, halten wir für wesentlich
zielführender.

Wären Sie bereit, sich auf
einen Kompromissmit der SP
einzulassen?
Es braucht sicherlich einen Kom­
promiss. Insbesondere, um das
Ziel, dasman sich gesetzt hat, zu
erreichen: ein gemischtes Quar­
tier, zusätzlichenWohnraum für
Basel, und das innert vernünfti­
ger Zeit.

Zum Schluss noch ein Blick in
die Zukunft:Wannwerden die
ersten Baslerinnen und Basler
die neuenWohnungen im
Klybeck beziehen können?
Wir rechnen damit, dass die
ersten Wohnungen in den
2030er-Jahren bezugsbereit sind.
Ursprünglichwar der Plan, 2025
mit dem Bauen zu beginnen.
Aufgrund des politischen Pro­
zesses ist es jedoch realistischer,
mit einem späteren Baustart zu
rechnen.

«WirmöchtenWohnraum schaffen»
Baloise über das Klybeck Die Baloise hat 120 Millionen Franken in das Areal investiert. Erstmals nimmt der Mann,
der die Kundengelder des Basler Versicherungskonzerns verantwortet, Stellung zu den Forderungen der Linken.

Eigentlich wollte man auf dem Klybeckareal bereits 2025 mit dem Bauen beginnen. Die Baloise rechnet allerdings damit, dass sich der Start verzögert. Foto: Nicole Pont

Er verantwortet
73 Milliarden Franken

Matthias Henny (50) leitet den
Konzernbereich Asset Manage-
ment bei der Baloise. Er ist für die
rund 73 Milliarden Franken Versi-
cherungs- und Drittkundengelder
verantwortlich. Henny hat an der
Universität Basel als Physiker
doktoriert, arbeitete dann unter
anderem beim Unternehmensbe-
rater McKinsey & Co. und bei
der AxaWinterthur. Zur Baloise
wechselte er im Jahr 2012. (kha)


